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AKTUELLES ZUM INTERNATIONALEN WÄHRUNGSFONDS 

W ICHTIGSTE GESCHÄFTE  
  

  
Treffen der G20-
Finanzminister 

Die Finanzminister und Notenbankgouverneure der G20 hielten am 26. 
und 27. Februar 2016 in Shanghai ihre erste Sitzung unter chinesischem 
Vorsitz ab. Bundesrat Ueli Maurer und Thomas Jordan, Präsident der 
Schweizerischen Nationalbank, nahmen an den Treffen teil. Die Finanz-
minister und Notenbankgouverneure berieten über die Lage der Welt-
wirtschaft, die Reform des internationalen Währungs- und Finanzsystems, 
die Finanzmarktregulierung sowie über die weiteren Arbeiten in grenz-
überschreitenden Steuerfragen und in der Bekämpfung der Terrorismus-
finanzierung. Ein vom chinesischen Vorsitz neu eingebrachtes Arbeitsfeld 
betrifft die Nachhaltigkeit im Finanzsektor. 

Die Schweiz nimmt 2016 auf Einladung Chinas an den Treffen der Finanz-
ministerien und Notenbankpräsidenten der G20 teil. Dies schliesst Treffen 
auf Ministerebene sowie die Teilnahme an insgesamt fünf Arbeitsgruppen 
ein.  

Siehe auch die Pressemitteilung des EFD vom 27. Februar 2016 sowie 
das Communiqué der G20 Finanzminister und Notenbankgouverneure. 
  

Verabschiedung 
 
Reform IWF-Quoten und 
Gouvernanz 

Der IWF-Gouverneursrat hat 2010 ein Massnahmenpaket zur Reform der 
Quoten- und Gouvernanz des IWF verabschiedet. Die Reform der Quoten 
sieht Folgendes vor: (1) Die Verdoppelung der Quotensumme; (2) eine 
namhafte Umverteilung der Quoten insbesondere zu Gunsten der schnell 
gewachsenen Schwellenländer; (3) die Beibehaltung der Quoten- und 
Stimmrechtsanteile der ärmsten Länder; (4) eine Reduktion der Mittel aus 
den Neuen Kreditvereinbarungen (NKV); (5) und die Festlegung des Zeit-
plans für die nächste Anpassung der Formel zur Berechnung der Quoten 
und für den Abschluss der 15. Allgemeinen Quotenüberprüfung. 

Die Reform der Gouvernanz wird mittels einer Statutenänderung umge-
setzt, welche die Grösse und Zusammensetzung des Exekutiv-
direktoriums betrifft. Die wichtigsten Reformbestandteile sind: (1) Die Bei-
behaltung der gegenwärtig 24 Exekutivdirektoriumssitze mit der Aufforde-
rung, die Zusammensetzung des Exekutivdirektoriums alle acht Jahre zu 

https://www.sif.admin.ch/sif/de/home/dokumentation/medienmitteilungen/medienmitteilungen.msg-id-60803.html
http://www.g20.org/English/Documents/Current/201603/t20160302_2182.html
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überprüfen; (2) der Abbau von zwei Exekutivdirektoriumssitzen der euro-
päischen Industrieländer zwecks besserer Vertretung der Entwicklungs- 
und Schwellenländer; (3) die Aufhebung des Anrechtes der Länder mit 
den fünf grössten Quoten, einen eigenen Exekutivdirektor zu bestimmen; 
(4) die Einräumung des Rechts für Ländergruppen mit sieben oder mehr 
Ländern, einen zweiten stellvertretenden Exekutivdirektor zu ernennen.  

Die Mitgliedstaaten waren aufgerufen, das Massnahmenpaket bis zur 
Jahresversammlung 2012 zu ratifizieren. Weil sein in Kraft treten die 
Zustimmung von 85 % der Stimmberechtigten benötigte, konnten die 
Reformen erst im Januar 2016 in Kraft treten, nachdem die USA (die über 
16,7% der Stimmrechte verfügt) sie ratifiziert hatten. 

Die Mitgliedstaaten haben nun bis zum 28. März 2016 Zeit, um ihre 
Quotenerhöhungen einzubezahlen. Parallel zur Quoteneinzahlung werden 
die Beiträge der Mitgliedstaaten, die an den Neuen Kreditvereinbarungen 
(NKV) teilnehmen, reduziert. Die Elemente der Gouvernanzreform treten 
spätestens bei der nächsten ordentlichen Wahl des IWF-Exekutivrats 
Ende Oktober 2016 in Kraft. 

Die Diskussionen über die Formel zur Quotenberechnung und die 
15. Quotenrevision wurden hinausgeschoben, um den Ratifizierungs-
prozess des Reformpakets zu beschleunigen. Der Abschluss der 
15. Quotenrevision wurde nun auf die Jahresversammlung 2017 anbe-
raumt. Der IWF-Stab wird im Rahmen dieser Revision einerseits analysie-
ren, ob die Quoten im Krisenfall den Finanzierungsbedarf der Mitglied-
staaten ausreichend decken. Andererseits wird er den Mitglied-staaten 
Vorschläge für eine allfällige Quotenerhöhung unterbreiten. Der IWF-
Exekutivrat wird parallel die Arbeiten zur Revision der Quoten-berechnung 
fortsetzen. 

Mit dem Inkrafttreten der Reformen erhöht sich die Quote der Schweiz um 
SZR 2.3 Mrd. auf SZR 5.7 Mrd. (rund CHF 7.9 Mrd.). Gleichzeitig reduziert 
sich der Anteil der Schweiz an den NKV von SZR 10.9 Mrd. auf SZR 
5.5 Mrd. (rund CHF 7.6 Mrd.) Die Quote und der Beitrag an die NKV wer-
den von der SNB ohne Bundesgarantie bereitgestellt. Bei der Gouver-
nanzreform trägt die Schweiz zu einem Viertel zur Abtretung zweier Sitze 
der europäischen Industrieländer bei. Wie das im April 2012 mit Polen 
unterzeichnete «Memorandum of Understanding» (MoU) festhält, wird die 
Schweiz ihren Sitz im IWF-Exekutivrat mit Polen im Rahmen einer zwei-
jährlichen Rotation des IWF-Exekutivdirektors teilen. Für Polen wird dies 
erstmals Ende Oktober 2016 der Fall sein. Gleichzeitig wurde vereinbart, 
dass die Schweiz im IMFC weiterhin die Stimmrechtsgruppe vertritt.  

Siehe auch die Medienmitteilung vom 28. Januar 2016 zum Bericht des 
Exekutivrats an den Gouverneursrat über die Reformen 2010 und die 
15. Allgemeine Quotenrevision sowie ergänzende Informationen zu 
Quoten und Gouvernanz im IWF.  
 

Zugang zu IWF Mitteln 
und Zinsaufschläge 

Der Zugang zu den Mitteln des IWF unterliegt klaren Kriterien. Die Ober-
grenze für den Zugang wird als ein Mehrfaches der Quote des betreffen-
den Mitglieds festgelegt. In ausserordentlichen Fällen kann die Ober-
grenze überschritten werden, was jedoch zu einem Zuschlag auf den übli-
chen Zinssatz führt. Im Zuge der Verdoppelung der Quotensumme (siehe 
vorheriges Thema) sowie der Entwicklung der Weltwirtschaft hat der IWF-
Exekutivrat die Schwellenwerte für den Mittelzugang revidiert. Die normale 
Bezugsobergrenze sinkt von 200% auf 145% der Quote. Der Schwellen-
wert für den Zinsaufschlag sinkt von 300% auf 187,5% der Quote. 

Die Schweiz akzeptierte die Anpassungen. Dabei unterstrich sie die 
wichtige Rolle der Obergrenzen für den IWF-Mittelbezug namentlich wenn 
es darum geht, einen sparsamen Umgang mit den IWF-Mitteln sicherzu-
stellen und einen Anreiz zur schnellen Rückzahlung zu schaffen. Die 
Schweiz erinnerte auch an die Notwendigkeit, diesen grundlegenden 
Aspekten bei der Festlegung der neuen Schwellenwerte Rechnung zu 
tragen. 

https://www.imf.org/external/np/sec/pr/2015/pr1520.htm
https://www.imf.org/external/np/sec/pr/2015/pr1520.htm
https://www.imf.org/external/np/sec/pr/2015/pr1520.htm
https://www.imf.org/external/np/fin/quotas/pubs/index.htm
https://www.imf.org/external/np/fin/quotas/pubs/index.htm
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Siehe auch weitere Informationen zu den IWF-Kreditvergabeinstrumenten. 

 
Kreditvergabe und 
Schuldennachhaltigkeit 

Der Exekutivrat hat eine Anpassung der Kreditvergabekriterien verab-
schiedet, mit der gleichzeitig einer Forderung des USA-Kongresses im 
Zuge der Ratifizierung der Reform der IWF-Quoten und Gouvernanz (vgl. 
Beitrag oben) entsprochen wird. Mit der Anpassung wird erstens die 2010 
eingeführte sog. «systemische Ausnahmeklausel» wieder abgeschafft. Die 
Klausel sah vor, dass im Fall eines internationalen Ansteckungsrisikos 
einem Mitgliedsstaat auch bei erheblicher Unsicherheit bezüglich der 
mittelfristigen Nachhaltigkeit seiner Schulden ein ausserordentlicher 
Zugang zu IWF-Mitteln gewährt werden kann. Problematisch war die 
Klausel insbesondere weil sie die Anreize für eine frühzeitige Problem-
behebung reduzierte und weil sie erhebliche Finanzierungsrisiken für den 
IWF barg. Zweitens werden mit der Anpassung jene Fälle klarer 
umschrieben, in denen ein IWF-Programm die Schuldennachhaltigkeit 
nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit wieder herstellen kann (sog. Grau-
zone). In solchen Fällen soll der ausserordentliche Zugang zu IWF-
Ressourcen eine Finanzierung durch andere Quellen bedingen. Vorge-
sehen sind entweder ein sog. «Reprofiling» (Verlängerung der Rück-
zahlungsfristen bestehender Schulden) oder eine Finanzierung durch 
andere offizielle Gläubiger. Drittens wird mit der Anpassung präzisiert, 
dass der ausserordentliche Zugang zu IWF-Mitteln immer bedingt, dass 
das Mitglied gute Aussichten auf einen erneuten Zugang zu den Kapital-
märkten nach der Programmdauer aufweist. 

Die Schweiz unterstützte die Anpassungen der IWF-Kreditvergabe-
kriterien, die ein wichtiger Bestandteil eines verlässlicheren Rahmens zur 
Restrukturierung von Staatsschulden sind. Ihre konsequente Umsetzung 
wird dazu beitragen, dass grundlegende Schuldennachhaltigkeitsprobleme 
frühzeitiger angegangen werden. Auch schafft die «Reprofiling»-Option 
mehr Flexibilität im Umgang mit unklaren Schuldensituationen. Die 
Schweiz unterstrich jedoch, dass ein «Reprofiling» nur bei tatsächlichen 
Grauzonen zum Einsatz kommen darf. Ist die Aussicht auf längerfristige 
Schuldennachhaltigkeit gering, dann ist eine umfassende Schulden-
restrukturierung notwendig.  

Siehe auch die Pressemitteilung des IWF vom 29. Januar 2016 sowie die 
Publikation des IWF zur Reform der Kreditvergabekriterien zum 
ausserordentlichen Zugang zu IWF-Mitteln. 

 
Angemessenheit der 
vorsorglichen IWF-
Reserven 

Der Exekutivrat hat die regelmässige Überprüfung der vorsorglichen Re-
serven des IWF verabschiedet. Die vorsorglichen Reserven stehen zur 
Deckung von Mehrausgaben im jährlichen operativen Budget oder von 
grösseren Ausfällen in der Kreditvergabe zur Verfügung. Der Exekutivrat 
hat beschlossen, den mittelfristigen Richtwert für die Reserven von SZR 
20 Mrd. (rund CHF 28 Mrd.) zu belassen, dafür den Minimalwert derselben 
von SZR 10 Mrd. auf SZR 15 Mrd. anzuheben. Die Anhebung berück-
sichtigt die mit der gegenwärtigen Kreditvergabe einhergehenden Risiken 
und sorgt für eine Absicherung gegen Ausfälle bei einem allfällig not-
wendigen Anstieg der Kreditvergabe. 

Die Schweiz unterstützte die Anhebung des Minimalwertes. Sie unter-
strich jedoch, dass die Geschwindigkeit der Reserveakkumulation ein-
zuhalten ist, damit die Erreichung des mittelfristigen Richtwerts sicher-
gestellt werden kann. 

Unparteilichkeit der 
Überwachungstätigkeit 
des IWF 

Der IWF überwacht die internationale Währungsordnung sowie die 
Wirtschafts- und Haushaltpolitik seiner Mitgliedstaaten. Im Rahmen dieser 
Aufsichtstätigkeit macht er sie auf die Stabilitätsrisiken aufmerksam und 
berät sie über die notwendigen Anpassungen. 

2014 wurden beim Abschluss der Beurteilung der wirtschaftspolitischen 
Überwachung durch den IWF einige Empfehlungen zur Unparteilichkeit 
seiner Aufsichtstätigkeit abgegeben. Als Reaktion darauf entschied der 

http://www.imf.org/external/np/exr/facts/howlend.htm
https://www.imf.org/external/np/sec/pr/2016/pr1631.htm
https://www.imf.org/external/np/pp/eng/2015/040915.pdf
https://www.imf.org/external/np/pp/eng/2015/040915.pdf
https://www.imf.org/external/np/pp/eng/2015/040915.pdf


Aktuelles zum Internationalen Währungsfonds       März 2016 

 

4/5 

 
 

Exekutivrat des IWF, eine Reihe von Grundsätzen und einen Mechanis-
mus zur Gewährleistung einer einheitlichen Behandlung der Mitglied-
staaten zu etablieren. Die drei Grundsätze liefern Antworten auf folgende 
Fragen: Wie werden die Ressourcen eingesetzt? Auf welche Analyse-
instrumente fällt die Wahl? Wie intensiv wird der Dialog mit den Behörden 
des untersuchten Staates geführt? Der besprochene Mechanismus sieht 
eine Staffelung dieser drei Elemente entsprechend ihrer Relevanz für das 
Stabilitätsrisiko sowie der systemischen Bedeutung des untersuchten 
Landes vor. 

Die Schweiz betonte, wie wichtig es für die Überwachungstätigkeit des 
IWF ist, eine unparteiliche Behandlung der Mitgliedstaaten zu gewähr-
leisten. Die Schweiz erklärte sich mit dem Vorschlag und seiner Um-
setzung einverstanden. Gleichzeitig unterstrich sie den Nutzen einer Wirk-
samkeitsprüfung des Mechanismus im Rahmen der für 2019 geplanten 
vertieften Prüfung der Überwachungstätigkeiten. 

Siehe auch weitere Informationen zur Überwachungstätigkeit des IWF. 

Finanzielles  
Engagement des IWF 

 

In 16 Ländern laufen derzeit Kreditprogramme des IWF, welche über die 
allgemeinen IWF-Ressourcen (Quoten, Neue Kreditvereinbarungen und 
bilaterale Kreditvereinbarungen) finanziert werden. Hierzu gehören das 
Programm zugunsten der Ukraine, wie auch die Beteiligung des IWF an 
das gemeinsam mit der EU und der EZB geschnürte Finanzhilfepaket 
zugunsten von Zypern. Ferner sind die Versicherungslinien zugunsten von 
Mexiko, Kolumbien, Polen und Marokko im Umfang von insgesamt rund 
USD 100 Mrd. Teil dieses Engagements. 

Über den Treuhandfonds für Armutsminderung und Wachstum (PRGT) 
führt der IWF gegenwärtig Programme in 20 der ärmsten Länder durch. 
Die entsprechenden Kredite werden aus einem speziellen Treuhandfonds 
bereitgestellt und sind bis Ende 2016 zinsbefreit. 

Die jeweils aktuelle Aufstellung der IWF-Mittelausstattung und der laufen-
den Kreditprogramme ist unter IMF Financial Activities zu finden. Es folgt 
eine kurze Berichterstattung über die Entwicklungen in einigen ausge-
wählten Länderprogrammen: 

Zypern  

Der Exekutivrat hat die neunte Überprüfung des Programms für Zypern 
abgeschlossen, wonach die vorletzte Tranche in Höhe von rund EUR 
126 Mio. ausbezahlt wurde. Die gesamte Auszahlung beläuft sich damit 
auf rund eine Milliarde Euro. Der Exekutivrat betonte die gute Wirtschafts- 
und Haushaltslage sowie die Verbesserung der Stabilität im Banken-
sektor. Gleichzeitig hielt er fest, dass es aufgrund der jüngsten Verzöger-
ungen bei der Umsetzung einiger Reformen nötig ist, dem wirtschaftlichen 
Anpassungsprozess neuen Schwung zu verleihen, damit die langfristigen 
Wachstumsaussichten und das Vertrauen gewahrt bleiben. Anfang März 
hat Zypern das Programm vorzeitig abgeschlossen. 

Die Schweiz begrüsste die positive wirtschaftliche Entwicklung Zyperns. 
Sie betonte jedoch auch die Notwendigkeit, die Behebung der Anfällig-
keiten, welche die Wirtschaftsaussichten trüben können, in Angriff zu 
nehmen. Insbesondere sind die Staatsschulden und das Niveau der not-
leidenden Kredite weiterhin hoch.  

Siehe auch die Pressemitteilung des IWF vom 27. Januar und vom 7. 
März 2016 sowie weitere Informationen zu Zypern im IWF. 

Marokko  

Der Exekutivrat hat die dritte Überprüfung der vorsorglichen Liquiditätslinie 
(PLL – Precautionary Liquidity Line) für Marokko verabschiedet. Die 
marokkanische Wirtschaft konnte sich insbesondere aufgrund einer 
besseren Ernte vorübergehend erholen. Aufgrund der tieferen Ölpreise 
verbesserten sich das Zahlungsbilanzdefizit und der Stand der inter-
nationalen Reserven. Die Behörden konnten wichtige Reformfortschritte 

http://www.imf.org/external/np/exr/facts/surv.htm
http://www.imf.org/cgi-shl/create_x.pl?fa+2015
https://www.imf.org/external/np/sec/pr/2016/pr1624.htm
https://www.imf.org/external/np/sec/pr/2016/pr1694.htm
https://www.imf.org/external/np/sec/pr/2016/pr1694.htm
https://www.imf.org/external/country/cyp/index.htm
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voranbringen, mit der Verabschiedung eines neuen Haushaltsgesetzes, 
der Abschaffung von Energiesubventionen und einem neuen Banken-
gesetz. Die Rentenreform ist dahingegen in Verzug geraten. Trotz leichter 
Verbesserungen bleibt die Lage auf dem Arbeitsmarkt sehr angespannt, 
insbesondere aufgrund der hohen Jugendarbeitslosigkeit. 

Die Schweiz begrüsste die positiven Reformfortschritte Marokkos. Auf-
grund der besseren allgemeinen Wirtschaftslage ermutigte sie die Behör-
den, einen Ausstieg aus der vorsorglichen Liquiditätslinie in Betracht zu 
ziehen. 

Siehe auch die Pressemitteilung vom 8. Februar 2016 sowie weitere 
Informationen zu Marokko im IWF. 

  

TERMINE:   

07. – 10. April 2016 Jahrestagung der Interamerikanischen Entwicklungsbank, Nassau, 
Bahamas 

13. – 14. April 2016 Treffen der G20-Finanzminister und Notenbankgouverneure, Washington 

15. – 17. April 2016 Frühjahrestagung von IWF und Weltbank, Washington 

02. – 05. Mai 2016 Jahrestagung der Asiatischen Entwicklungsbank, Frankfurt 

10. – 12. Mai 2016 Jahrestagung der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung, 
London 

23. – 27. Mai 2016 Jahrestagung der Afrikanischen Entwicklungsbank, Lusaka, Sambia 

23. – 24. Juli 2016 Treffen der G20-Finanzminister und Notenbankgouverneure, Chengdu, 
China 

04. – 05. September 2016 Treffen der G20-Staats- und Regierungschefs, Hangzhou, China 

07. – 09. Oktober 2016 Jahrestagung von IWF und Weltbank, Washington, USA 

   

KONTAKT:  

Paul Inderbinen, Sektion Internationale Finanzinstitutionen, Staatssekretariat für internationale Finanz-
fragen, Tel. 058 462 61 66, paul.inderbinen@sif.admin.ch. 

Diese Aktualitäten zum IWF erscheinen rund alle drei Monate in deutscher und französischer Spra-
che. Nach Erscheinen sind sie erhältlich unter 
www.sif.admin.ch/sif/de/home/dokumentation/publikationen/aktuelle-informationen-schweiz---iwf.html. 

 

http://www.imf.org/external/pubs/cat/longres.aspx?sk=43674.0
http://www.imf.org/external/country/MAR/
mailto:paul.inderbinen@efv.admin.ch
http://www.sif.admin.ch/sif/de/home/dokumentation/publikationen/aktuelle-informationen-schweiz---iwf.html

